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Änderungsantrag zu WP-3

In Zeile 13:
Wir machen möglich, dass sich Bürger*innen leichter an der Entstehung unserer Gesetze beteiligen
können. Dazu wollen wir ein Beteiligungsportal entwickeln, das über kommende Gesetze informiert und
die Gesetzesentwürfe öffentlich kommentiert werden können. Wir wollen Beteiligungsformate wie
Bürger*innenräte und -dialoge einführen, zu denen Menschen per Losverfahren eingeladen werden.
Kommunale Bürger*innenbegehren wollen wir auch für Bebauungs- und Flächennutzungspläne
ermöglichen. Die Grundlage für mehr direkte Beteiligung schafft die von uns mit entwickelte neue
Beteiligungsstrategie der Landesregierung.

Gleichzeitig wollen wir dilogische Verfhren uf allen Ebenen stärken - und machen damit z.B. möglich,
dass sich Bürger*innen bei der Entstehung unserer Gesetze mit Ideen und Kritik einbringen können. Wir
haben in der Regierung die Entwicklung eines Beteiligungsportals angestoßen, das über kommende
Landesstrategien und Gesetze informiert und eine öffentliche Diskussion ermöglicht. Dieses muss nun
zügig starten und auf alle relevanten Gesetzesinitiativen der Landesregierung angewendet werden.
Zusätzlich wollen wir für wichtige Vorhaben eine aufsuchende Beteiligung betroffener
Bevölkerungsgruppen und Beteiligungsformate wie Bürger*innenräte etablieren, zu denen Menschen
per Losverfahren eingeladen werden. Auch auf kommunaler Ebene wollen wir partizipative Verfahren
stärken. Dabei orientieren wir uns am Vorbild Baden-Württembergs, wo feste gesetzliche Regelungen
für Bürger*innenbeteiligung auf allen Ebenen etabliert wurden.
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